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Nach einer längeren Privatisierungsphase im OECD-Raum gibt es An-
zei  chen, dass sich die Gewichte zwischen Trägern der Daseins vor sor ge 
(wieder) zugunsten öffentlicher Institutionen verschieben. Einige Beob-
ach ter leiten daraus einen allgemeinen Rekom mu na lisierungs trend ab. 
Die skizzierten Befunde in vier europäischen Ländern zeigen derzeitig 
jedoch keinen richtungweisenden Trend. Vielmehr stehen Kommunen 
vielfältige institutionelle Arrangements zur Auf ga ben erbringung zur 
Verfügung, zwischen denen sie wählen können. Dies stellt sie vor die 
Herausforderung, organisationspolitische Ent schei dungen sorgfältig 
zu treffen und im Sinne einer integrierten Ge samt  steuerung möglichst 
„passgenaue“ Steuerungsprinzipien für jedes Arrangement festzulegen, 
um demokratisch legitimierte politische (Sach-) Ziele effizient und effek-
tiv verfolgen zu können.
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Das Thema der Rekommunalisierung öf-

fentlicher Dienstleistungen ist Teil dessen, 

was seit einiger Zeit als Renaissance der 

öffentlichen Wirtschaft beschrieben wird.1 

Diese Renaissance kann in den weit ge-

spannten Rahmen der Rückkehr des Staa-

tes eingeordnet werden. Nach der ab den 

1980er Jahren im OECD-Raum verstärkt 

verfolgten Politik der Privatisierung, die 

maßgeblich von Ideen der Public-Choice-

Theorie beflügelt und in der weitgehend 

ungefragt unterstellt wurde, private Un-

ternehmen können öffentliche Leistungen 

in der Regel besser und billiger anbieten 

als öffentliche Einrichtungen, scheinen 

sich die Gewichte zwischen den Trägern 

von Aufgaben der Daseinsvorsorge mitt-

lerweile – wie in der historischen Ent-

wicklung nicht zum ersten Mal – zuguns-

1  Vgl. u.a. Schaefer/Theuvsen 2012.
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ten von staatlichen und kommunalen Ins-
titutionen zu verschieben.2

Die höhere Wertschätzung des öffent-
lichen Eigentums in der Daseinsvorsorge 
kann darauf zurückgeführt werden, dass
  die weltweite Finanzkrise ein Klima 

erzeugt hat, in dem das Vertrauen in 
private Wirtschaftsakteure und in die 
Leistungsfähigkeit von Märkten erheb-
lich erschüttert wurde,

  Privatisierungen häufig zu Preiserhö-
hungen (mit Gewinnabschöpfungen 
privater Monopole oder Oligopole) 
und Qualitätsverschlechterungen führ-
ten,

  seit den 1990er Jahren auf der kommu-
nalen Ebene direkt-demokratische Ent-
scheidungsformen ausgebaut worden 

sind, so dass Bürgerinnen und Bürger 
bessere Möglichkeiten haben, ihren Be-
fürchtungen hinsichtlich geplanter Pri-
vatisierungen bzw. Teilprivatisierungen 
mit Hilfe von Volksinitiativen, Volksbe-
gehren und Volksentscheiden Ausdruck 
zu verleihen,

  Kommunen nach über 20 Jahren ma-
nagementorientierter Verwaltungsre-
formen über ein besseres betriebswirt-
schaftliches Know-how verfügen müss-
ten, welches sie in die Lage versetzt, 
ihre eigenen Unternehmen und Betriebe 
auch im Wettbewerb mit privaten Kon-
kurrenten wirtschaftlich erfolgreich zu 
führen.

Vor diesem Hintergrund werden Entwick-
lungstendenzen in ausgewählten Sektoren 
der Daseinsvorsorge in vier europäischen 
Ländern – Deutschland, Großbritanni-
en, Frankreich und Italien – skizziert und 
miteinander verglichen. Danach wird 
das Thema „Rekommunalisierung“ als 
eine Variante eines institutionellen Ar-

rangements betrachtet und in den steue-
rungstheoretischen Bezugsrahmen einer 
kommunalen Organisationspolitik ein-
geordnet. Den Abschluss dieses Beitrages 
bildet ein kurzes Fazit, in dem auch einige 
Schwierigkeiten und Herausforderungen 
angesprochen werden, die mit Rekommu-
nalisierungsbestrebungen verbunden sind.

Ausgewählte Entwicklungs-
tendenzen in vier europäischen 
Ländern

Öffentliche Unternehmen besitzen im na-
tionalen wie internationalen Kontext für 
eine effiziente und effektive öffentliche 
Aufgabenerfüllung zentrale Bedeutung. 
Dies gilt sowohl hinsichtlich ihrer gesell-
schaftspolitischen Relevanz und volks-

wirtschaftlichen Wertschöpfung als auch 
ihres Anteils an öffentlichen Ausgaben 
und Staatsverschuldung.3

Vor diesem Hintergrund werden im 
Folgenden der Stellenwert öffentlicher 
Unternehmen sowie ausgewählte kommu-
nalwirtschaftliche Entwicklungs- und Re-
kommunalisierungstendenzen in wesent-
lichen Bereichen öffentlicher Daseinsvor-
sorge in den vier ausgewählten Ländern 
aufgezeigt.4

Deutschland

Umfang und Bedeutung der öffentlichen 
Wirtschaft in Deutschland werden im Ver-
gleich zur Privatwirtschaft noch immer 
deutlich unterschätzt. Trotz einer in den 
1980er und 1990er Jahren umfangreiche-
ren Auslagerungs- und Privatisierungswel-
le ist der Anteil öffentlicher Unternehmen 
an volkswirtschaftlich relevanten Kenn-
ziffern hoch. Das Statistische Bundesamt 
weist unter dem Begriff „Öffentliche Un-
ternehmen“5 für die Bundes-, Landes- und 
Kommunalebene ca. 14.700 Unternehmen 
aus, die in öffentlich- oder privatrechtli-
cher Rechtsform geführt werden.6 

In Städten bzw. Kommunen arbeiten 
über die Hälfte der von der öffentlichen 
Hand Beschäftigten außerhalb der Kern-
verwaltung in ausgegliederten Organisati-
onseinheiten, zu denen neben Eigenbetrie-
ben, Zweckverbänden und Anstalten des 
öffentlichen Rechts auch öffentliche Un-
ternehmen in privater Rechtsform (über-
wiegend der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung) gehören. Diese Ausgliederungen 
tätigen über die Hälfte der kommunalen 
Sachinvestitionen der öffentlichen Hand. 
Die Verschuldung in den ausgegliederten 
Organisationseinheiten ist dabei oft hö-
her als der Schuldenstand der öffentlichen 
Kernhaushalte.7

Die wirtschaftliche Aktivität der Kom-
munen hat in den letzten fünfzehn Jahren 
deutlich zugenommen. Zwischen 2000 
(10.909 Unternehmen) und 2011 (13.447 
Unternehmen) ist die Anzahl kommunaler 
Unternehmen um 23,3 Prozent angestie-
gen. Die Umsatzerlöse stiegen im gleichen 
Zeitraum (2000: 131 Mrd. EUR; 2011: 
267 Mrd. Euro) inflationsbereinigt um 
über 70 Prozent.8 

»Öffentliche Unternehmen besitzen im 
nationalen wie internationalen Kontext für 
die öffentliche Aufgabenerfüllung zentrale 
Bedeutung.«

2   Vgl. zu den seit Mitte des 19. Jahrhunderts zu 
beobachtenden Pendelbewegungen zwischen 
stärker privat und stärker öffentlich organisierter 
Daseinsvorsorge Röber 2009.

3   Vgl. u.a. OECD 2011, 2015; Bruton et al. 2015; 
Kowalski et al. 2013; Millward 2011. 

4  Den folgenden Ausführungen zu Rekom mu na-
li sierungstendenzen in Deutschland, Groß bri-
tan nien, Frankreich und Italien liegen im We-
sent lichen Ergebnisse einer Untersuchung sowie 
Aus wertung relevanter Studien in diesem Feld 
aus Friedländer 2013 zugrunde.

5   Nach Definition des Statistischen Bundesamtes 
Einrichtungen, bei denen die öffentlichen 
Haushalte mit mehr als 50 Prozent des 
Stimmrechts oder des Nennkapitals an ihnen 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2013).

6 Vgl. Schmidt 2011.

7   Vgl. Röber 2012; Grossi/Papenfuß/Tremblay 2016; 
Bertelsmann Stiftung 2008; Bertelsmann Stif-
tung 2013.

8   Vgl. Monopolkommission 2013; Röhl 2015.
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Hierbei zeigt sich – wie im Folgenden 
dargestellt – ein sehr differenziertes Bild 
hinsichtlich der Ausdehnung kommunaler 
Wirtschaftsaktivität und der darin einzu-
ordnenden Rekommunalisierung öffent-
licher Dienstleistungen in den relevanten 
Ver- und Entsorgungsbranchen „Energie-
versorgung“, „Wasserver- und Abwasse-
rentsorgung“ sowie „Abfallwirtschaft“.

Energieversorgung
Der Bereich „Energieversorgung“ zeich-
net sich durch einen deutlichen Zuwachs 
kommunaler Wirtschaftsaktivität aus. Im 
Zeitraum 2000 bis 2011 sind die Um-
satzerlöse kommunaler Unternehmen von 
51,9 Mrd. Euro auf 114,9 Mrd. Euro ge-

stiegen (179%). Der Anteil am nominalen 
BIP hat sich damit mehr als verdoppelt.9

Im Energiesektor ist in den letzten 
Jahren eine im Branchenvergleich ver-
gleichsweise hohe Rekommunalisierungs-
dynamik zu verzeichnen. Zwischen 2007 
und 2012 wurden 60 Stadtwerke neu ge-
gründet und über 170 Konzessionen von 
Kommunen oder kommunalen Unterneh-
men übernommen.10 Eine aktuelle Studie 
identifiziert für den Zeitraum seit 2005 
72 Stadtwerke-Neugründungen.11 

Es zeigt sich, dass sich die in vielen Ge-
bietskörperschaften infolge der Liberali-
sierung des Energiemarktes entstandene 
Sorge, kommunale Unternehmen könn-
ten dem Wettbewerb mit privaten Ener-
gieversorgern nicht standhalten, deutlich 
gemindert hat.12 Zudem wird denjenigen 
Gemeinden, die einen Großteil ihrer Ener-
gieversorgung Anfang der 1990er Jahre 
privatisierten, die dadurch entstandene 
mangelnde Einflussnahme auf eben diese 

Versorgungsinfrastruktur mittlerweile zu-
nehmend bewusst.13 

Die hohe Rekommunalisierungsdy-
namik wird dabei wesentlich von zwei 
Faktoren begünstigt: Zum einen durch 
die angestrebte Energiewende, bei deren 
Umsetzung kommunalen Versorgern eine 
maßgebliche Rolle zukommt; zum ande-
ren durch das Auslaufen einer Vielzahl 
von Konzessionsverträgen, das in den be-
troffenen Kommunen gezwungenermaßen 
zu organisationspolitischen Neuentschei-
dungen führt und die Möglichkeit bietet, 
Versorgung zukünftig wieder in eigene 
Verantwortung zu nehmen.14 Experten ge-
hen davon aus, dass der Trend zu neuen 

Stadtwerken weiter anhalten, allerdings 
die bislang großzahlige Übernahme von 
Verteilernetzen aufgrund der sinkenden 
Zahl an auslaufenden Konzessionen in 
den nächsten Jahren tendenziell abneh-
men wird.15

Wasserver- und Abwasserentsorgung
Kommunale Wasserver- und Abwasser-
entsorger konnten im Zeitraum 2000 bis 
2011 zwar eine Erhöhung ihrer Umsatzer-
löse von 6,2 Mrd. Euro auf 8 Mrd. Euro 
(29%) erreichen, der Anteil am BIP blieb 

jedoch vergleichsweise konstant bei 0,3 
Prozent.16

Die Wasserver- und Abwasserentsor-
gung ist seit jeher Kernaufgabe öffentli-
cher Daseinsvorsorge und liegt größten-
teils in der Verantwortung von Kommu-
nen oder anderen öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften.17 Die vergleichsweise 
„starre“ Organisationsstruktur zeigt sich 
daher auch in den Befunden zur Rekom-
munalisierung. Diese beziehen sich im We-
sentlichen auf prominente Einzelfälle, wie 
z.B. den Rückkauf von Anteilen an den 
Potsdamer oder den Berliner Wasserbe-
trieben.18 

Eine Rekommunalisierung der Was-
server- und Abwasserentsorgung steht in 
den Kommunen für die kommenden Jah-
re nicht auf der politischen Agenda. Nach 
einer Untersuchung des Kompetenzzent-
rums für Öffentliche Wirtschaft und Da-
seinsvorsorge an der Universität Leipzig 
ziehen 89 Prozent der befragten Kom-
munen eine Rekommunalisierung ihrer 
Wasserversorgung gar nicht in Betracht. 
Lediglich für elf Prozent ist eine Rekom-
munalisierung denkbar und nur bei einer 
verschwindend geringen Anzahl an Kom-
munen bestehen konkrete Planungen für 
eine Rekommunalisierung;19 allenfalls ist 
eine stärkere interkommunale Zusam-
menarbeit als institutionelle Form einer 
nachhaltigen und effizienten Wasserver- 
und Abwasserentsorgung zu erwarten. 

Abfallwirtschaft
Im Bereich der Abfallwirtschaft ist eine 
Zunahme kommunaler Aufgabenwahr-
nehmung zu beobachten. Die absoluten 
Umsatzerlöse stiegen zwischen 2001 und 
2011 um 4,6 Mrd. Euro (dies entspricht 
einer Steigerungsrate von 33,7 %).20 

9 Vgl. Monopolkommission 2013.

10 Vgl. Libbe 2012; 2013.

11 Vgl. Wagner/Berlo 2015.

12 Vgl. Libbe 2013.

13 Vgl. Gottschalk 2012; Lenk/Rottmann/Albrecht 
2011b.

14 Vgl. u.a. Hall/Lobina/Terhorst 2013; Wagner/Berlo 
2015. 

»Die Bedeutung der öffentlichen Wirtschaft 
in Deutschland wird noch immer deutlich 
unterschätzt. Die wirtschaftliche Aktivität 
von Kommunen hat in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen.«
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15 Vgl. u.a. Libbe 2013.

16 Vgl. Monopolkommission 2013.

17 Vgl. Arbeitsgemeinschaft Trinkwassertalsperren 
e.V. et al. 2015.

18 Vgl. Bauer 2012; Hachfeld 2009; Passadakis 2006.

19 Vgl. Lenk/Rottmann/Albrecht 2011a.

20 Vgl. Monopolkommission 2013; weiterführend 
auch Betaille/Steinmetz 2014.
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Ähnlich wie im Bereich der Energiever-
sorgung stehen aufgrund des Auslaufens 
von Entsorgungsverträgen viele Kom-
munen vor der Frage, ihre Abfallentsor-
gung entweder (teilweise) wieder in die 
kommunale Obhut zurückzuholen oder 
(weiterhin) private Entsorger mit dieser 
Aufgabe zu beauftragen. Nach einer empi-
rischen Untersuchung des Verbands kom-
munaler Abfallwirtschaft und Stadtrei-
nigungen und der Heinrich-Böll-Stiftung 
ergibt sich bzgl. der In- und Outsourcing-
Tendenzen im Zeitraum von 2004 bis 
2008 folgendes Bild: Im Zuge der aus-
laufenden Entsorgungsverträge kam es 
in ca. 25 Prozent (73 von insgesamt 297 
Fällen) der befragten Gebietskörperschaf-
ten zu institutionellen Neuordnungen, 

dabei in 49 Fällen zum Insourcing, in 23 
Fällen zum Outsourcing und in neun Fäl-
len zu ÖPP.21 Das Insourcing betraf dabei 
überwiegend den Bereich „Sammeln und 
Transport“, wohingegen Outsourcing-
Maßnahmen überwiegend im Bereich 
„Entsorgung“ vorgenommen wurden.22 
Zu den prominenteren Fallbeispielen für 
eine Rückübertragung in den letzten Jah-
ren gehören u.a. die Städte Aachen und 
Bergkamen (Nordrhein-Westfalen), die 
Landkreise Böblingen (Baden-Württem-
berg), Rhein-Hunsrück (Rheinland-Pfalz), 
Rhein-Sieg (Nordrhein-Westfalen) und 
Lüneburg (Niedersachsen) sowie Ge-
meinden und Städte der Kreise Aachen 
und Düren. Im Branchenschnitt fanden 
insbesondere in kleineren Städten und 
Landkreisen Rückübertragungen statt, 
da diese im Bereich der Abfallentsorgung 
in der Vergangenheit auch stärker priva-
tisiert hatten.23 Die empirischen Befunde 
verdeutlichen zwar, dass sich in den letz-

ten Jahren die Mehrheit der befragten 
Gebietskörperschaften für eine Rücküber-
tragung und weniger für eine private Auf-
gabenerfüllung entschied.24 Dennoch lässt 
sich daraus kein eindeutiger Trend zur Re-
kommunalisierung ableiten.25

Großbritannien

In der Energieversorgung ist nach einer 
radikalen Privatisierungswelle in den letz-
ten Jahren wieder etwas Bewegung in die 
politische Diskussion um eine stärker öf-
fentliche Aufgabenwahrnehmung gekom-
men. Aufgrund der gemeinsamen europäi-
schen Klimaschutzziele und einer teilweise 
gesetzlichen Verankerung auf nationaler 
Ebene sollten Kommunen bzgl. des Ein-

satzes energieeffizienter und erneuerbarer 
Energien wieder einen stärkeren Beitrag 
leisten. Obwohl nach entsprechender Ge-
setzgebung lokale Initiativen und Projekte 
in den Bereichen Kraft-Wärme-Kopplung 
und Solarenergie initiiert wurden, ist das 
kommunale Engagement nach den Befun-
den gegenwärtig jedoch wieder ins Sto-
cken geraten.26

Im Bereich der Wasserversorgung fin-
det trotz zunehmender Kritik an über-

Friedländer/Röber, Rekommunalisierung öffentlicher Dienstleistungen

21 In einigen Gebietskörperschaften kam es entspre-
chend der verschiedenen Wertschöpfungsstufen 
sowohl zu In- als auch Outsourcing bzw. Wech-
seln zu ÖPP. Aus diesem Grund entsprechen die 
81 Fälle nicht der gleichen Zahl an Ge biets kör per-
schaften.

22 Vgl. Opphard et al. 2010.

23 Vgl. Libbe 2013; Libbe/Hanke/Verbücheln 2011; 
Ver bücheln 2009. 

durchschnittlichen Preisen und Unterneh-
mensrenditen privater Versorger keine 
ernstzunehmende politische Debatte über 
eine Rekommunalisierung der Wasserver-
sorgung statt.27

Allerdings zeigen sich leichte Insour-
cing-Tendenzen in anderen Dienstleis-
tungsbereichen, wie u.a. Abfallrecycling, 
Straßenreinigung, Wartung und Instand-
haltung von Gebäuden und Straßen. 
Nach empirischen Studien ist in diesen 
Bereichen, nach ebenfalls flächendecken-
den Privatisierungen in den 1980er und 
1990er Jahren, wieder eine stärkere öf-
fentliche Aufgabenwahrnehmung zu be-
obachten.28 Als prominentes Beispiel im 
Bereich ÖPNV kann die Rekommuna-
lisierung der Metro in London im Jahr 
2010 bezeichnet werden. Nachdem mit 
parteiübergreifender Unterstützung die 
vier bestehenden ÖPP-Verträge gekündigt 
wurden, wird die Leistung nun wieder 
komplett öffentlich erbracht. Grund für 
die Entscheidung waren im Wesentlichen 
der wirtschaftliche Misserfolg und die er-
heblichen Zuschüsse durch die öffentliche 
Hand.29

Frankreich

Der französische Energiemarkt wird 
durch den staatlichen Energiekonzern 
Electricité de France dominiert. Kommu-
nale Versorger spielen trotz ihrer zuneh-
menden Bemühungen bei der Energiege-
winnung durch erneuerbare Energien eine 
untergeordnete Rolle. Ihre Versorgungs-
leistungen dürfen nach nationaler Gesetz-
gebung lediglich auf das lokale Umfeld 
beschränkt sein.30

Nachdem zu Beginn der 1990er Jah-
re die Wasserversorgung umfangreich 
privatisiert wurde und Frankreich daher 
immer noch gemeinhin als „Heartland 
of Private Water“31 gilt, hat bereits seit 

»Die sektoralen Rekommunalisierungs-
tendenzen gehen mittlerweile über 
punktuelle Vorhaben hinaus, von einem 
einheitlichen Rekommunalisierungstrend 
auf nationaler und europäischer Ebene 
kann gegenwärtig jedoch nicht die Rede 
sein.«

24 Vgl. Opphard et al. 2010.

25 Vgl. Friedländer 2013.

26 Vgl. Wollmann 2013.

27 Vgl. Wollmann 2013.

28 Vgl. APSE 2011.

29 Vgl. PSIRU 2012.

30 Vgl. Wollmann 2013.

31 Pigeon 2012.
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Ende der 1990er Jahre wieder ein Trend 
zur Rekommunalisierung eingesetzt.32 
Mittlerweile werden 28 Prozent der fran-
zösischen Bevölkerung in kommunaler 
Eigenregie mit Wasser versorgt (gegenüber 
18% im Jahr 1970).33 Die Gründe für die 
Rückbesinnung auf eine öffentliche Auf-
gabenwahrnehmung sind vordergründig 
in den über Jahre hinweg zu beobachten-
den Preisanstiegen und Korruptionsfällen 

zu sehen.34 Zu den prominenten und über-
regional bekannten Beispielen gehören die 
Rekommunalisierung der Wasserbetriebe 
der Stadt Grenoble sowie der Wasserver-
sorgung in Paris.35

In der Abfallentsorgung sind punktu-
elle Rekommunalisierungstendenzen er-
kennbar. Nachdem die Aufgabenerfüllung 
in den letzten Jahrzehnten auch in diesem 
Bereich größtenteils an die privaten Kon-
zerne Veolia-Environment und Suez verge-
ben wurde und lediglich 13 Prozent aller 
Müllverbrennungsanlagen kommunal be-
trieben werden, planen einige Städte, ihre 
Abfallentsorgung wieder in eigener Regie 
zu erbringen. Prominentes Beispiel ist u.a. 
auch in diesem Bereich die Stadt Paris.36

Weitere Rekommunalisierungen sind 
im bisher von funktionalen Privatisierun-
gen dominierten ÖPNV zu beobachten.37 

Auf Grundlage eines für den Nahverkehr 
im Jahr 2010 erlassenen Gesetzes, welches 
den Gemeinden den rechtlichen Rahmen 
zur Gründung von zu 100 Prozent im 
Eigentum mehrerer Kommunen befind-
lichen Sociétés publiques locales (SPL) 
ermöglicht, wurden nach empirischen Be-
funden mittlerweile 22 SPL gegründet, mit 
deren Hilfe nach Auslaufen bestehender 
Konzessionsverträge der ÖPNV rekom-

munalisiert werden soll. Diese Organisa-
tionsform erlaubt es den Kommunen, öf-
fentliche Dienstleistungen zu übertragen, 
ohne ein von der EU gebotenes Ausschrei-
bungsverfahren durchzuführen.38

Italien

Von der im Jahr 1962 auf nationaler 
Ebene vollzogenen Verstaatlichung der 
italienischen Energieversorgung durch 
die Bildung des Energiekonzerns ENTEL 
blieben die kommunalen Energieversor-
ger weitestgehend verschont.39 Obwohl 
der Konzern in den 1990er Jahren durch 
die Umwandlung in eine börsennotier-
te Aktiengesellschaft formell und später 
durch den umfangreichen Aktienverkauf 
an private Investoren auch weitestgehend 
materiell privatisiert wurde, konnten sich 
kommunale Versorger auf dem Markt 
behaupten und tragen bis heute in nicht 

unerheblichem Maße zur landesweiten 
Stromerzeugung bei. Ein Grund hierfür 
ist, dass sich einige kommunale Energie-
betriebe zu börsennotierten Energieunter-
nehmen zusammengeschlossen haben, um 
ihre Marktposition zu behaupten.40 Des 
Weiteren ist die Bedeutung der vielerorts 
vornehmlich auf Wasserkraft basierenden 
kommunalen Energieversorgung damit zu 
begründen, dass sich Italien als Reaktion 
auf die Nuklearkatastrophe von Tscher-
nobyl bereits im Jahr 1987 mit einem na-
tionalen Referendum für den Verzicht auf 
Atomstromgewinnung entschloss. Dieses 
Referendum wurde 2011 bestätigt.41

Bis in die 1990er Jahre war der Bereich 
der Wasserversorgung von einer vornehm-
lich kleinteiligen und kommunalen Un-
ternehmensstruktur geprägt. Gesetzliche 
Neuregelungen Mitte der 1990er Jahre 
führten jedoch zu einer Marktöffnung 
für private, insbesondere ausländische, 
Versorger. Weiterführende Privatisierungs-
bestrebungen unter der Berlusconi-Regie-
rung wurden 2006 im Rahmen eines nati-
onalen Referendums mit deutlicher Mehr-
heit von 96 Prozent von der Bevölkerung 
abgelehnt.42

Zusammenfassende Ergebnisse

Die hier skizzierten Befunde zeigen, dass 
die sektoralen Rekommunalisierungs-
tendenzen mittlerweile über punktuel-
le Vorhaben hinausgehen. Jedoch kann 
von einem einheitlichen Rekommunali-
sierungstrend sowohl auf nationaler als 
auch auf europäischer Ebene gegenwärtig 
nicht die Rede sein. Vielmehr zeigen sich 
in Deutschland und in den drei anderen 
betrachteten europäischen Staaten intra-
sektorale Rekommunalisierungstenden-
zen, wobei Mannigfaltigkeit und Ausdiffe-
renzierung der institutionellen Landschaft 
dabei eher zu- als abnehmen. Rekommu-
nalisierung stellt sich daher als kein ein-
heitliches und klar umrissenes Phänomen 
in den von uns betrachteten Ländern dar. 

»Kommunen stehen vielfältige 
institutionelle Arrangements für 
die Erbringung von Aufgaben der 
Daseinsvorsorge zur Verfügung, zwischen 
denen sie wählen können.«

32 Vgl. Wollmann 2013; Pigeon 2012.

33 Vgl. Bordonneau et al. 2010.

34 Vgl. Hall/Lobina/Terhorst 2013.

35 Vgl. u.a. Hall/Lobina/Terhorst; Hachfeld 2009.

36 Vgl. Wollmann 2013; Kuhlmann 2009.
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sennotierten Energie unter nehmen „A2A“. Der 
Versorger erzeugt zusammen mit anderen kleine-
ren kommunalen Unternehmen insgesamt 14% 
der italienischen Strom produktion.

41 Vgl. Wollmann 2013.

42 Vgl. Citroni 2010; Wollmann 2013.

37 Vgl. Kuhlmann 2009.

38 Vgl. u.a. Wollmann 2013.

39 Vgl. Wollmann 2013.

40 Vgl. AEEG 2011. Hierzu zählt z.B. der Zu sam men-
schluss der kommunalen Energie ver sorger von 
Milano und Brescia im Jahr 2008 zu dem bör-

63VM 2/2016

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2016-2-59
Generiert durch IP '3.22.114.143', am 01.05.2024, 17:16:04.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2016-2-59


Es bleibt dabei auch offen, inwieweit die-
se Entwicklungen im nationalen wie eu-
ropäischen Kontext von Dauer sind, d.h. 
tendenziell eher mit einer weiteren Aus-
breitung oder doch mit einer rückläufigen 
Entwicklung zu rechnen ist.43

Organisationspolitik und strate-
gisch-integrierte Steuerung
Der kursorische Überblick über die Ent-
wicklungstendenzen der Rekommuna-
lisierung in den vier Ländern zeigt, dass 
die Aufgaben der Daseinsvorsorge in un-
terschiedlichen institutionellen Arrange-

ments wahrgenommen werden und dass 
es offensichtlich weder einen einheitlichen 
europäischen Trend noch einheitliche na-
tionale Trends gibt. Das deutet darauf hin, 
dass den politisch-administrativen Ent-
scheidern unterschiedliche organisations-
politische Optionen zur Verfügung stehen, 
zwischen denen sie im Rahmen ihrer Ge-
währleistungsverantwortung wählen kön-
nen.44 

Faktisch resultiert daraus im Bereich 
der Daseinsvorsorge in nahezu allen Län-
dern des OECD-Raums eine vielfältige 
institutionelle Ausdifferenzierung mit ei-
ner bunten Palette von ausgegliederten 
teilautonomen öffentlichen und gemein-
wirtschaftlichen Einrichtungen, gemischt-
wirtschaftlichen Unternehmen sowie 
erwerbswirtschaftlichen Unternehmen. 
Jede Kommune hat somit zu entscheiden, 
welches Arrangement für die Erstellung 
öffentlicher Leistungen bzw. Teilleistungen 
in Bezug auf ihre organisationspolitischen 
Vorstellungen am besten geeignet ist.45 

Bei der Entscheidung über Rekommuna-
lisierungen, d.h. welche Leistungen sel-
ber ausgeführt werden sollen und welche 
„eingekauft“ oder von Dritten erbracht 
werden sollen („make or buy“), kann im 
Wesentlichen auf die Kriterien der Kos-
tengünstigkeit (einschließlich der Trans-
aktionskosten), der Spezifität von Res-
sourcen und der strategischen Relevanz 
der zur Disposition stehenden Aufgabe 
bzw. Leistung zurückgegriffen werden. 
Aus ökonomischer Perspektive geht es in 
diesem Zusammenhang primär darum, 
wie bestimmte Leistungen, Aufgaben oder 
Aufgabenbündel am effizientesten und am 

effektivsten gesteuert und erledigt werden 
können.

Die Entscheidung darüber kann in ei-
nem idealtypischen, mehrstufigen Ent-
scheidungsprozess modelliert werden, der 
aus folgenden Phasen besteht:46 Zunächst 
geht es um die Grundentscheidung über 
die organisationspolitische Orientierung 
einer Kommune (z.B. „Kommune als Ge-
währleistungskommune“ oder „Kommu-
ne als Leistungskommune“). In der zwei-
ten Phase ist im Rahmen der Aufgabenkri-
tik zu prüfen, ob eine bestimmte Aufgabe 
oder Leistung überhaupt erforderlich ist, 
um angestrebte kommunale Wirkungs-
ziele zu erreichen („Zweckkritik“). Wenn 
diese Frage verneint wird, muss entschie-
den werden, ob die Leistung komplett 
wegfallen kann oder bei entsprechender 
Nachfrage von privaten Anbietern auf ei-
gene Rechnung und eigenes Risiko weiter-
geführt werden soll. Wenn die Frage be-
jaht wird, müssen zunächst Leistungsstan-
dards definiert werden. Danach ist in der 

dritten Phase zu prüfen, ob die Leistung 
von der Kommune selbst erbracht werden 
muss oder ob die Kommune die Möglich-
keit hat, unter den infrage kommenden 
Trägern denjenigen zu wählen, der am 
besten und am kostengünstigsten in der 
Lage ist, die Leistung (bzw. Teilleistungen) 
zu den definierten Leistungsstandards zu 
erbringen. Hieraus ergibt sich in Bezug 
auf die institutionellen Arrangements die 
Möglichkeit,
  Dritte (private erwerbswirtschaftliche 

oder gemeinnützige Unternehmen) zu 
beauftragen oder in einem Ausschrei-
bungswettbewerb zu ermitteln, 

  mit Dritten zu kooperieren (ÖPP oder 
ÖÖP) oder 

  eine eigene kommunale Einrichtung zu 
beauftragen, diese Leistung anzubieten. 

Für jedes dieser Arrangements müssen 
schließlich Steuerungsprinzipien festgelegt 
werden, um laufend überwachen zu kön-
nen, ob die vereinbarten Leistungsziele 
eingehalten werden, und um im Falle von 
Zielabweichungen korrigierend eingreifen 
zu können.

Der daraus resultierende organisati-
onspolitische Möglichkeitsraum ist somit 
wesentlich größer als die klassische – al-
lein an der Eigentumsform ausgerichtete 
– Alternative, zwischen öffentlicher und 
privater Leistungserstellung entscheiden 
zu müssen. Damit steigen allerdings die 
Anforderungen an die Steuerung des kom-
munalen Portfolios, weil wir es bei der 
Erbringung von Leistungen der Daseins-
vorsorge mit unterschiedlichen institutio-
nellen Akteuren zu tun haben, die sich in 
ihren Zielen (erwerbswirtschaftlich oder 
gemeinwirtschaftlich), Handlungslogiken 
(konditional- oder zweckprogrammiert), 
Kernkompetenzen (juristisch, politisch 
oder ökonomisch) und Organisations-
kulturen (bürokratisch oder innovativ) 
zum Teil sehr stark unterscheiden.47 Das 
bedeutet z.B., dass in Abhängigkeit von 
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»Die organisatorische Vielfalt öffentlicher 
Aufgabenwahrnehmung kann als Indiz 
dafür genommen werden, dass es nicht 
möglich ist, eine generelle Empfehlung 
für das eine oder andere institutionelle 
Arrangement abzugeben.«

43 Vgl. Friedländer 2013.

44 Vgl. zum Modell der Gewährleistungskommune 
bzw. des Gewährleistungsstaates Schuppert 2005

45 Vgl. auch KGSt 2010.

46 Vgl. KGSt 2010, S. 23; Röber 2012, S. 19.

47 Vgl. Brüggemeier/Röber 2011.
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der Situation und der Trägerstruktur mit 
unterschiedlichen Anreiz- und Sanktions-
mechanismen gearbeitet werden muss und 
dass aufgrund unterschiedlicher Kompe-
tenzen und Risikopräferenzen der Akteure 
differenzierte Qualitätssicherungssysteme 
für einzelne Teil- bzw. Zwischenprodukte 
und die jeweiligen Gesamtprodukte des 
kommunalen Portfolios entwickelt wer-
den müssen. Hierfür ist eine integrierte 
Gesamtsteuerung in Kommunen erforder-
lich, die sich sowohl auf die Kernverwal-
tung als auch auf die vielfältigen Formen 
ausgegliederter Einheiten bezieht.48

Abschließende Bemerkungen

Die organisatorische Vielfalt bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben der Da-
seinsvorsorge im europäischen Raum 
kann als Indiz dafür genommen werden, 
dass es nicht möglich ist, eine generelle 
Empfehlung für den einen oder anderen 
Typ von institutionellem Arrangement 
abzugeben.49 Dies hängt u.a. auch davon 
ab, welche Anforderungen an eine wirk-
same integrierte kommunale Steuerung 
gestellt werden. In Bezug auf dieses Kri-
terium lassen sich die organisationspoliti-
schen Optionen metaphorisch als konzen-
trische Kreise charakterisieren, welche um 
die klassische staatliche und kommunale 
Kernverwaltung gezogen werden können.

Der innere Kreis umfasst alle Formen 
verselbständigter Verwaltungseinheiten, 
die über keine eigene Rechtspersönlich-
keit verfügen. Zum zweiten Kreis gehö-
ren Betriebe und Anstalten in öffentlicher 
Rechtsform mit eigener Rechtspersön-
lichkeit. Der dritte Kreis besteht aus halb-
staatlichen und gemeinnützigen Unterneh-
men. Der äußere Kreis wird schließlich 
von privaten erwerbswirtschaftlichen 
Unternehmen gebildet, die Leistungen der 
Daseinsvorsorge für einen bestimmten 
Zeitraum erbringen, für die der Staat oder 
die Kommune aber nach wie vor die Ge-
währleistungsverantwortung übernehmen. 
Jenseits des äußeren Kreises haben wir es 
mit der Form der materiellen Privatisie-
rung zu tun, bei der eine zuvor öffentli-
che Aufgabe vollständig und endgültig – 
ohne weitere staatliche oder kommunale 
Verantwortung – auf private Anbieter 
übertragen wird. Hinsichtlich der Steue-
rung der ausgegliederten Einrichtungen 
ist festzustellen, dass sich die Steuerungs-

modi vom inneren zum äußeren Kreis 
verändern und demzufolge unterschied-
liche Governance-Strukturen entstehen. 
Außerdem haben empirische Studien zum 
politisch-administrativen Einfluss ergeben, 
dass dieser in Richtung des äußeren Krei-
ses kontinuierlich abnimmt.50 

Bei rechtlich unselbständigen Einrich-
tungen dominiert nach wie vor das hier-
archische Steuerungsprinzip mit weit-
reichenden Regelungen der Rechts- und 
Fachaufsicht. In den letzten Jahren sind 
diese Regelungen punktuell um stärker 
managementorientierte Instrumente wie 
Zielvereinbarungen, Leistungsaufträge 
oder Produktbudgets ergänzt worden. Bei 

den öffentlichen Unternehmen können 
Staat oder Kommune in ihrer Rolle als 
Eigentümer Einfluss ausüben. Durch die 
bestehenden, gesellschaftsrechtlich vorge-
gebenen Corporate Governance-Struktu-
ren sind ihnen dabei aber (insbesondere 
bei der Rechtsform der Aktiengesellschaft) 
relativ enge Grenzen gezogen. Zudem gibt 
es zahlreiche Hinweise, dass die vom öf-
fentlichen Eigentümer in die Aufsichtsräte 
entsandten Personen ihren Steuerungs- 
und Kontrollaufgaben nur unzureichend 
gerecht werden. Überdies werden auch 
häufig Defizite im Beteiligungsmanage-
ment der Gebietskörperschaften als Ei-
gentümer dieser Unternehmen beklagt. 
Bei Auslagerungen von Aufgaben oder 
Teilaufgaben enden die Eigentumsrechte 
der öffentlichen Hand; hier gilt allein die 
Vertragsgestaltung. Gemeinwohlorien-
tierte Ziele können nur dadurch verfolgt 
werden, dass diese Bestandteil der vertrag-

lichen Vereinbarungen mit dem privaten 
Anbieter werden. Die Kommune hat im 
Rahmen ihrer Gewährleistungsverant-
wortung lediglich bei klaren Vertragsver-
stößen des privaten Auftragnehmers die 
Möglichkeit einzugreifen. Im Falle einer 
materiellen Privatisierung ist das Einfluss-
potenzial von Staat und Kommune noch 
begrenzter, hier endet jegliche unmittel-
bare Einwirkung. Einfluss kann allenfalls 
mittels Rechtsetzung und durch Eingriffe 
von Regulierungsbehörden genommen 
werden.51

Vor diesem Hintergrund ist zu kons-
tatieren, dass es für die Rekommunalisie-
rung öffentlicher Aufgaben unterschiedli-

che organisationspolitische Optionen gibt. 
Gebietskörperschaften sind gut beraten, 
diese Optionen sorgfältig zu prüfen und 
gegeneinander abzuwägen. Sie müssen vor 
allem im Sinne der Instrumentalfunktion 
öffentlicher Unternehmen52 prüfen, ob sie 
über das verwaltungspolitische Know-
how und die Managementkapazitäten 
verfügen, um mit Hilfe rekommunali-

»Die öffentliche Hand muss im Sinne 
der Instrumentalfunktion öffentlicher 
Unternehmen prüfen, ob sie über 
das verwaltungspolitische und das 
Management-Know-how verfügt, um mit 
Hilfe rekommunalisierter Einrichtungen 
demokratisch legitimierte politische (Sach-)
Ziele zu verfolgen.«

48 Vgl. auch Friedländer 2016; Institut für den öffent-
lichen Sektor e.V. 2009 und 2016; KGSt 2013.

49 Vgl. hierzu und zum Folgenden auch Reichard/
Röber 2010.

50 Vgl. Reichard 2012, S. 61 ff. mit weiteren Ver wei-
sen.

51 Vgl. hierzu die Diskussion über „Better Re gu-
lation“ im Kontext von Public Management bei 
Brüggemeier/Röber 2011, S. 369 ff.

52 Thiemeyer 1975.
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